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Rückgriff auf Vermögen nach Schenkung

Sachverhalt

Frau A. hat im Jahr 2002 ihrer Tochter Fr. 50'000.-- übertragen. Dieser Betrag wurde über eine Erhöhung der laufenden Hypothek der Eigentumswohnung von Frau A. finanziert.

Frau A. ist seit kurzem krankheitsbedingt im Altersheim. Eine Beiratschaft ist beantragt und eine temporäre gesetzliche Vertretung bestellt, um die laufenden Geschäfte zu gewährleisten. 

Frau A. bezieht eine einfache Altersrente. Die beantragte EL wurde abgelehnt, da ein Budgetüberschuss von Fr. 6'000.-- jährlich resultierte. Dabei wurde in der Vermögensberechnung von den verschenkten Fr. 50'000.-- noch 40'000.-- berechnet.

Die Barschaft wird bereits im nächsten Monat aufgebraucht sein. Eine weitere Erhöhung bis zum Maximum der 1. Hypothek geprüft. Der Verkauf der Wohnung ist durch die VB angeordnet und einer Immobilienverwaltung übertragen worden. Bis zum effektiven Verkauf können nun jedoch noch etliche Monate vergehen.

Fragestellung:

a) Wie weit und in welcher Form kann die Tochter zu Beitragszahlungen an die laufenden, zur Zeit ungedeckten Kosten verpflichtet werden?

b) Kann die Tochter zur Rückzahlung der bezogenen Schenkung verpflichtet werden?

c) die Aufstockung der Hypothek mit Schuldscheinen verursacht Kosten, die ohne die erfolgte Schenkung nicht nötig wären. Kann die Tochter hierfür belangt werden?

d) Spielt es für die oben gestellten Fragen eine Rolle, wenn die Wohnung verkauft ist und für eine gewisse Zeit wieder genügend Barmittel vorhanden sind?

Erwägungen

1) Abzuklären wäre, ob es sich tatsächlich um eine Schenkung im Sinne von Art. 239 ff. OR handelt und nicht um die Erfüllung einer sittlichen Pflicht oder um die Gewährung eines Darlehens. Handelt es sich um eine Schenkung, und war Frau A. zum Zeitpunkt des Rechtsgeschäfts handlungsfähig, so dürfte das Geschäft rechtsgültig zustande gekommen sein (Art. 12 ZGB). Vorbehalten bleibt, dass der Schenkung

a. keine güterrechtlichen Schranken entgegen stehen (Art. 240 Abs. 1 OR)

b. keine erbrechtlichen Bestimmung entgegen stehen (Art. 240 Abs. 1 OR in Verbindung mit Art. 527 ZGB)

c. nicht die Tatsache entgegen steht, dass die Schenkerin in Anwendung von Art. 370 ZGB entmündigt wird und auf Klage der Vormundschaftsbehörde die Schenkung als ungültig erklärt wird (Art. 240 Abs. 3 OR). Beachte dazu allerdings die sehr kurze Verwirkungsfrist (1 Jahr seit Schenkung), welche im vorliegenden Fall als Option entfällt, da die Schenkung zwei Jahre zurückliegt.

2) Ist die Schenkung rechtsgültig erfolgt, kann sie unter Vorbehalt von Art. 240 Abs. 3 OR prozessual nicht rückgängig gemacht werden. Vielmehr muss versucht werden, mit der beschenkten Person einen modus vivendi zu finden. 


3) Gemäss Art. 3c Abs. 1 lit. g ELG werden Vermögenswerte, auf welche verzichtet wurde, als Einnahmen angerechnet. Dieser Betrag kann jährlich um Fr. 10'000.- reduziert werden (Art. 17a Abs. 1 ELV), wobei der Wert des Vermögens im Zeitpunkt der Schenkung unverändert auf den 1. Januar des Jahres, das auf die Schenkung folgt, zu übertragen ist und dann jeweils nach einem Jahr vermindert werden kann. Im vorliegenden Fall beträgt das Verzichtsvermögen demnach ab 1. Januar 2004 noch Fr. 40'000.-. 


4) Werden die EL infolge eines Vermögensverzichtes gekürzt, so ist die betroffene Person nach dem kantonalen Sozialhilfegesetz für den Fehlbetrag zu unterstützen (E. Carigiet/U. Koch, Ergänzungsleistungen zur AHV, Supplement 2000 S.  109). Dabei steht der Sozialhilfebehörde die Möglichkeit offen, unter Umständen die Verwandtenunterstützungspflicht geltend zu machen (Art. 328 ff. ZGB), welche allerdings nur greift, wenn sich die Verwandten in günstigen Verhältnissen befinden. 


5) Wenn die komplementär zur EL unterstützende Sozialhilfebehörde auf die Verwandten zurückgreifen will, kann sie dies nur klageweise, nie aber mittels verwaltungsrechtlicher Verfügung, wobei die prozessualen bundesrechtlichen Bestimmungen über die Unterhaltspflicht des Kindesrechts (Art. 279 ff. ZGB)analoge Anwendung finden (Judith Widmer, Verhältnis der Verwandtenunterstützungspflicht zur Sozialhilfe in Theorie und Praxis, Zürich 2001, S. 87).


6) Offen bleibt in derartigen Fällen immer die heikle Frage, ob die Schenkung in rechtsmissbräuchlicher Hinsicht erfolgt ist und ihr daher der Rechtsschutz versagt werden kann (Art. 2 ABs. 2 ZGB) oder gar eine in strafbarer Absicht begangene Tat vorliegt (beispielsweise Betrug).  Diese Fragen müssen hier ausgeklammert werden.


7) Schlussfolgerung: 

a. Zu Frage a): Die Tochter kann, wenn keine aussergerichtliche Einigung möglich ist, durch das unterstützende Gemeinwesen klageweise ins Recht gefasst werden, sofern die Voraussetzungen der Verwandtenunterstützung (namentlich günstige Verhältnisse) gemäss Art. 328 ff. ZGB gegeben sind.

b. Zu Frage b): Aufgrund des geschilderten Sachverhalts nein.

c. Zu Frage c): Die Frage wäre dann zu bejahen, wenn der Tochter ein rechtswidriges Verhalten vorgeworfen werden müsste (Art. 41 OR). Das ist nicht der Fall, wenn die Schenkung rechtsgültig erfolgt ist. Es ist zu beachten, dass die Schenkerin selbst für ihr Verhalten verantwortlich ist und dementsprechend auch die Konsequenzen trägt. Dass diese zum Teil von der Öffentlichkeit übernommen werden müssen, liegt im Wesen unseres Sozialstaates.

d. Zu Frage d): Mit dem Verkauf der Wohnung ändert sich an der Vermögenslage von Frau A. an sich nichts. Ihr Vermögen wird lediglich liquid. Möglicherweise führt es buchmässig gar zu einer leichten Vermögenszunahme, wenn der Verkaufspreis über dem von der EL berechneten Verkehrswert liegt.

Ligerz, 5. August 2004
Kurt Affolter
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